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Anne Britt Arps

Chávez letzte Schlacht

Wenn Venezuelas Wählerinnen und 
Wähler am 7. Oktober ihren Präsiden-
ten wählen, spricht laut Umfragen alles 
für einen klaren Sieg von Amtsinhaber 
Hugo Chávez gegen seinen Herausfor-
derer Henrique Capriles Radonski vom 
Oppositionsbündnis Tisch der Demo-
kratischen Einheit (MUD). Doch Chá-
vez möchte mehr, nämlich 70 Prozent 
der Wählerstimmen. Damit macht er 
die Wahl quasi zum Plebiszit über sein 
Regierungsprojekt – den 2005 aus-
gerufenen „Sozialismus des 21. Jahr-
hunderts“. Angesichts der Krise, in der 
dieses Projekt heute steckt, ist dies ein 
riskantes Manöver. Denn die Zukunft 
seiner bolivarianischen Revolution ist 
heute unsicherer als je zuvor. 

Dabei kann sich Chávez auf die 
Unterstützung eines Gutteils von Ve-
nezuelas Armen verlassen. Seit er En-
de 1998 in den Präsidentenpalast Mira- 
flores eingezogen ist, hat sich ihre Situ-
ation spürbar verbessert: Heute ist Ve-
nezuela laut einem Bericht der latein-
amerikanischen Wirtschaftskommis-
sion CEPAL das Land mit der gerings-
ten Ungleichheit auf dem Kontinent. 
Demnach hat sich die Armut zwischen 
2002 und 2011 um 20,8 Prozent verrin-
gert.1 

Verantwortlich dafür sind die So-
zialprogramme der Regierung, die Mi-
siones, die für viele den Zugang zu öf-
fentlichen Gütern und Dienstleistun-
gen etwa im Bereich Gesundheit und 
Bildung erheblich erleichtern. Und 
auch die Arbeitslosenzahlen haben 
sich aufgrund der Beschäftigungspro-
gramme der Regierung zwischen 1999 
und 2010 um gut die Hälfte (von 14,5 

1 	 Vgl. Cepal, Panorama Social en América Latina 
2011, Santiago de Chile 2011, www.eclac.cl.

auf 7 Prozent) reduziert.2 Chávez hat 
die Armen zudem in seinen politischen 
Diskurs integriert und ihnen politische 
Teilhabe ermöglicht, was zu seiner 
großen Beliebtheit erheblich beiträgt. 
So wurden in seiner Amtszeit Elemen-
te einer partizipativen Demokratie in 
der Verfassung verankert, deren wohl 
wichtigste Form die ab 2005 einge-
führten consejos comunales, die Ge-
meinderäte, sind. Vor allem in der ers-
ten Hälfte von Chávez Regierungszeit 
hat das besonders in den städtischen 
Armenvierteln eine breite gesell-
schaftliche Mobilisierung ausgelöst.

Auf diese Weise hat die venezolani-
sche Regierung erheblichen Anteil da-
ran, dass auf dem Subkontinent wie-
der politische Alternativen jenseits 
der neoliberalen Strukturanpassungs-
programme der 1990er Jahre denk-
bar geworden sind und sich die Kräfte- 
verhältnisse zugunsten einer Mitte-
Links-Achse verschoben haben, die 
von Brasilien über Bolivien bis nach 
Kuba und Venezuela reicht.

Lateinamerika, das von den Ver-
einigten Staaten traditionell als ihr 
Hinterhof betrachtet wurde, hat da-
durch zu neuem Selbstbewusstsein ge-
funden. Projekte und Bündnisse der 
regionalen wirtschaftlichen und poli-
tischen Integration wie die Union Süd-
amerikanischer Staaten (UNASUR) 
oder die Gemeinschaft der Lateiname-
rikanischen und Karibischen Staaten 
(CELAC) gewinnen zunehmend an 
Bedeutung gegenüber jenen, in denen 
die USA den Ton angeben, insbeson-
dere der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS). Zwar beansprucht die 

2 	 Vgl. Gregory Wilpert, Zwölf Jahre Bolivari-
sche Revolution, „Standpunkte International“, 
5/2011, Rosa Luxemburg Stiftung. 
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stark expandierende Wirtschafts-
macht Brasilien in diesem Prozess die 
Führungsrolle – aber die jüngste Auf-
nahme Venezuelas in das Handels-
bündnis Mercosur zeigt, wie wichtig 
das Land für die politischen Kräftever-
hältnisse auf dem Kontinent ist.

Revolution am Öl-Tropf

Hinter diesen Errungenschaften steht 
jedoch in erster Linie eines: das im-
mense Erdölvorkommen Venezuelas. 
Die Ölwirtschaft generiert 90 Prozent 
der Exporterlöse des Landes, die Hälf-
te der Staatseinnahmen und ein Vier-
tel des Bruttoinlandsproduktes. Auch 
unter Chávez hat sich diese Abhängig-
keit vom Öl nicht verringert. 3

Zwar ist es der Chávez-Regierung 
zu verdanken, dass der Staat über-
haupt wieder auf die Öleinnahmen zu-
greifen kann. Gegen heftige Wider-
stände der Eliten brachte sie die halb 
privatisierte staatliche Ölgesellschaft 
PDVSA wieder unter ihre Kontrolle, er-
höhte die Abgaben privater Ölfirmen 
an den Staat und teilnationalisierte die 
Anlagen transnationaler Ölfirmen.  

Doch gleichzeitig machte sich die 
Regierung, indem sie zentrale Projek-
te direkt aus dem Öl-Topf finanziert, 
von den Preisschwankungen auf dem 
Weltmarkt abhängig – und letztlich 
auch von einer endlichen Ressource. 
Ganz abgesehen davon, dass sie damit 
ein ökologisch fragwürdiges Entwick-
lungsmodell fortschreibt. Und den-
noch: Nichtsdestotrotz strebt Chávez 
an, Venezuela in eine globale Energie-
macht zu verwandeln, was er nur über 
eine beträchtliche Steigerung der Erd-
ölproduktion erreichen kann.

Zwar ist man sich in der Regierung 
der problematischen Rolle des Ölreich-

3 	 Dabei treiben Chávez Erdöldiplomatie und sein 
klar antiamerikanischer Kurs mitunter grotes-
ke Blüten: Sein Schulterschluss mit Syrien und 
dem Iran oder der jüngst erklärte Austritt aus 
dem Interamerikanischen Menschenrechts-
system können nicht anders als rückschrittlich 
bezeichnet werden. 

tums für Venezuelas Wirtschaft durch-
aus bewusst. Faktisch führt dieser zu 
einer chronischen Überbewertung der 
Währung und würgt damit die heimi-
sche Produktion ab. Doch eine Diversi-
fizierung der Wirtschaft, die den Fluch 
der Ressourcen lindern könnte, ist der 
Regierung bis heute nicht gelungen. 
Obwohl sie zu diesem Zweck seit 2005 
den Aufbau eines Genossenschafts-
sektors vorantreibt, ist daraus kein 
trag- oder gar wettbewerbsfähiger 
Sektor entstanden. Im Gegenteil: Ge-
nossenschaftliche oder selbstverwal-
tete Betriebe müssen sogar oft staatlich 
bezuschusst werden. Und auch der öf-
fentliche Sektor spielt keine nennens-
werte Rolle. Dabei hat die Regierung 
zahlreiche Schlüsselindustrien ver-
staatlicht (Telekommunikation, Stahl- 
und Zementproduktion, Elektrizität 
und Lebensmittelverteilung).

Auch hier zeigt sich: Jenseits ihrer 
sozialen Errungenschaften ist Chá-
vez bolivarianische Revolution extrem 
widersprüchlich. Und sie steht wei-
ter auf tönernen Füßen. Denn neben 
den sprudelnden Öleinnahmen ist der 
„Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ 
noch in einer zweiten Weise abhängig: 
nämlich von der Person Hugo Chávez 
selbst. Mit ihm steht und fällt das ge-
samte Projekt. 

Held und Hoffnungsträger Chávez

Der populäre „comandante“ ist die 
zentrale Integrationsfigur seiner bo-
livarianischen Revolution. Er hat es 
geschafft, die fragmentierte venezo-
lanische Linke zu einen und margi-
nalisierte Bevölkerungsschichten zu 
mobilisieren. Gerade viele Arme sehen 
sich in ihm repräsentiert, für viele ist 
er Held und Hoffnungsträger. Darüber 
hinaus nimmt der Präsident auch im 
politischen System eine zentrale Stel-
lung ein, die nach Chávez erster Wahl 
noch einmal ausdrücklich gestärkt 
wurde. Chávez und seine Mitstreiter 
haben das anfänglich auch damit ge-

00_Buch_Gesamtheft_201210.indb   35 19.09.12   11:07



36     Kommentare und Berichte

Blätter für deutsche und internationale Politik 10/2012

rechtfertigt, dass sie auf diese Weise 
eine alternative Politik überhaupt erst 
durchsetzen konnten. Tatsächlich sa-
ßen im Staatsapparat noch die alten 
Eliten, die Reformen hartnäckig blo-
ckierten. Die Sozialprogramme finan-
ziert die Regierung deswegen direkt 
über einen Fonds der staatlichen Öl-
gesellschaft PDVSA und setzt sie in 
Kooperation mit lokalen Basisorgani-
sationen um, am öffentlichen Haushalt 
und am Verwaltungsapparat vorbei. In 
Venezuela spricht man davon, einen 
Bypass gelegt zu haben.

Doch inzwischen sehen es auch vie-
le seiner Parteigänger als Problem an, 
dass Chávez zu viel Macht in seinen 
Händen hält: Denn in Partei und Re-
gierung pflegt der ehemalige Offizier 
einen militärischen Führungsstil, Ent-
scheidungen trifft er oftmals alleine. 
Dadurch würgt er dringend notwen-
dige kritische Debatten über den von 
ihm angestoßenen Transformations-
prozess ab.

Eine durch demokratische Ent-
scheidungsstrukturen geprägte, hand-
lungsfähige Partei konnte in diesem 
Klima ebenso wenig heranwachsen 
wie ein möglicher Nachfolger – oder 
eine Nachfolgerin. Chávez umgibt 
sich mit „mittelmäßigen, loyalen Jasa-
gern“, urteilt die Historikerin Margari-
ta López Maya.4 Und auch die Zivilge-
sellschaft verfügt in Venezuela kaum 
über starke und unabhängige Organi-
sationen oder soziale Bewegungen, die 
ein Gegengewicht bilden und Druck 
auf die chávistische Führung ausüben 
könnten. 

Noch dramatischer wird die Ab-
hängigkeit von der Person Chávez da-
durch, dass er an Krebs erkrankt ist. 
Zu Beginn des Wahlkampfes Anfang 
Juli erklärte er sich zwar für geheilt, 
jegliche Zweifel an seinem Gesund-
heitszustand wischt er als Propagan-
da der Opposition weg. Doch die Bilder 
des aufgeschwemmten, kahlköpfigen 

4 	 Margarita López Maya, Chávez ist umgeben 
von loyalen Jasagern (Interview), in: „Der Stan-
dard“, 26.2.2012. 

Staatschefs sind vielen noch in frischer 
Erinnerung. Die Zweifel, ob der Krebs 
tatsächlich besiegt ist und Chávez die 
von ihm angestrebte, weitere Amtszeit 
überstehen wird, sind damit alles an-
dere als beseitigt. 

Autoritär-partizipative Demokratie

Die Machtfülle des Präsidenten hat 
jedoch noch einen anderen, entschei-
denden Haken: Sie steht der von sei-
nem Projekt offiziell angestrebten 
„Vertiefung der Demokratie“ dia-
metral entgegen. Denn die durchaus 
positiven Elemente der partizipativen 
Demokratie, die vor allem auf lokaler 
Ebene eine Rolle spielen, bleiben letzt-
lich vom guten Willen des Präsidenten 
abhängig: Zwar greift Chávez immer 
wieder Initiativen „von der Basis“ auf, 
wie beispielsweise von sozialen Bewe-
gungen vorgebrachte Gesetzesinitia-
tiven gegen willkürliche Wohnungs-
räumungen oder zur Regulierung des 
Landbesitzes in städtischen Ansied-
lungen, doch setzt er sie dann oft im 
Alleingang, per Präsidentenerlass, 
und am Parlament vorbei durch. So 
verhilft er zwar einerseits der Mitbe-
stimmung „von unten“ zur Durchset-
zung, schwächt aber gleichzeitig die 
repräsentative Demokratie.

Nach den Parlamentswahlen 2010 
ermächtigte die scheidende Natio-
nalversammlung den Präsidenten so-
gar per Gesetz, für anderthalb Jahre 
in wichtigen Bereichen quasi per De-
kret zu regieren. Die Opposition hatte 
erstmals fast genauso viele Stimmen 
erzielt wie die Chávistas. Anstatt sich 
den neuen Kräfteverhältnissen und 
inhaltlichen Debatten zu stellen, ent-
schied sich das Regierungslager da-
mit, das Parlament zum dekorativen 
Element zu degradieren. 

Hinzu kommt, dass auch die anfäng-
lich angestoßene gesellschaftliche 
Bewegung mehr und mehr erstarrt. 
Denn die neuen Beteiligungsstruktu-
ren hängen am finanziellen Tropf des 
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Staates und bleiben so von ihm ab-
hängig. Und anstelle der alten beginnt 
sich immer mehr eine neue, schier un-
durchdringliche Staatsbürokratie her- 
auszubilden, in der sich abermals Kor-
ruption und Klientelismus ausbrei-
ten. Diese neue Bürokratie gerät zu-
nehmend in Konflikt mit der durch die 
politische Beteiligung selbstbewusster 
gewordenen Basis, droht deren Orga-
nisierung aber letztlich auszubremsen. 
Schon wenden sich die ersten von der 
Korruption, der oftmals ineffizienten 
staatlichen Politik und hierarchischen 
Entscheidungen der Regierungspartei 
Enttäuschten von Chávez ab.

Die Opposition holt auf 

Angesichts dieser Probleme dürfte – 
zumindest mittelfristig – ein dritter 
Faktor zu einer ernsthaften Gefahr für 
Chávez Projekt werden: Erstmals sieht 
sich der Präsident einer geschlossenen 
und geschickt agierenden Opposition 
gegenüber, die zudem einen charis-
matischen Kandidaten ins Rennen ge-
schickt hat – den 40jährigen Henrique 
Capriles Radonski, Spross einer der 
reichsten Familien Venezuelas.

Der Jurist hat eine steile Karriere 
hinter sich: Vom jüngsten Parlamenta-
rier im Jahr 1999 über eine achtjährige 
Amtszeit als Bürgermeister des wohl-
habenden Hauptstadt-Vororts Baruta 
hat er sich in kurzer Zeit bis zum Gou-
verneur des wichtigen Bundesstaats 
Miranda hochgearbeitet. Und anders 
als in der Vergangenheit, als die Oppo-
sition einen harten Konfrontationskurs 
gegen die Regierung verfolgte, hat sie 
inzwischen erkannt, dass sie die Wah-
len nicht ohne die Zustimmung eines 
gehörigen Teils der Bewohner der 
städtischen Armenviertel, der Barrios – 
Chávez traditionelle Hochburgen – ge-
winnen kann.

Entsprechend präsentiert sich Ca-
priles als gemäßigter Kandidat der lin-
ken Mitte, nach dem Vorbild des ehe-
maligen brasilianischen Präsidenten 

Luiz Inácio Lula da Silva. Diesem sei es 
gelungen, einen Ausgleich zwischen 
Staat und Privatwirtschaft zu errei-
chen und zugleich eine erfolgreiche 
Sozialpolitik zu betreiben. In diesem 
Sinne will Capriles die Sozialprogram-
me der Regierung nicht abschaffen, sie 
aber reformieren. Als Gouverneur des 
Bundesstaats Miranda legte er bereits 
ein eigenes Hungerbekämpfungspro-
gramm mit dem Titel „Hambre Cero“ 
(Null Hunger) auf – die Parallele zu Lu-
las Programm „Fome Cero“ ist unver-
kennbar. Doch den direkten Vergleich 
mit Lula unterlässt Capriles inzwi-
schen und spricht stattdessen nur noch 
vom „brasilianischen Modell“, wohl 
auch deshalb weil Lula, der Chávez 
unterstützt, sich über den Vergleich 
mit seiner Person maßlos aufgeregt ha-
ben soll. 

Auch in anderen Bereichen liest sich 
das Wahlprogramm der MUD moderat: 
Sie bekennt sich in ihm sogar zu der 
unter Chávez verabschiedeten Verfas-
sung. Dennoch hat Capriles Mühe, das 
Image des Rich-Kid abzuschütteln, das 
die Interessen der Wohlhabenden ver-
tritt. Viele halten sein Programm für 
reine Wahlkampftaktik. Tatsächlich 
hat die von Capriles mitbegründete 
rechtsliberale Partei Primero Justicia 
(Gerechtigkeit Zuerst) den harten Kon-
frontationskurs der Opposition lange 
aktiv mitgetragen. Auch vor mehreren 
Generalstreiks und sogar einem Mili-
tärputsch schreckte man dabei nicht 
zurück. Dass Capriles letztlich doch 
die Interessen der Privatwirtschaft 
vertritt, wird vor allem in der Wirt-
schafts- und Energiepolitik deutlich: 
Hier möchte das Oppositionsbündnis 
den unter Chávez gestärkten Einfluss 
des Staates zurückdrängen und priva-
te Investoren anlocken. 

Angesichts dieser Machtverschie-
bungen ist die nun anstehende Präsi-
dentschaftswahl deutlich spannender 
als die vorangegangenen. Doch die 
große Frage ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht, ob Chávez die Wahlen 
gewinnt. Die eigentliche Frage ist viel-
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Charlotte Dany

Humanitäre Hilfe oder 
die Politik der Empörung

Als am 12. August dieses Jahres ein 
Erdbeben im Nordwesten Irans gan-
ze Landstriche verwüstete, über 300 
Menschen tötete und rund 5000 ver-
letzte, boten viele Staaten umgehend 
ihre Hilfe an, unter anderem die Bun-
desrepublik Deutschland, die Schweiz 
und die USA. Deren Experten wollten 
in den wichtigen ersten Tagen helfen, 
verschüttete Überlebende zu suchen, 
zu bergen, und die Verwundeten me-
dizinisch zu versorgen. Doch die ira-
nische Regierung lehnte sämtliche 
Hilfsangebote ab. Erst nach drei Tagen 
ließ sie internationale Hilfe zu und ver-
hinderte damit, dass die Betroffenen 
rechtzeitig versorgt wurden.1 Die Bun-
desvorsitzende der Grünen, Claudia 

1 	 Vgl. Tausende Verletzte nach Erdbeben. Iran 
schlägt Hilfsangebote des Westens aus, in: 
„Süddeutsche Zeitung“ (SZ), 13.8.2012.

Roth, kritisierte die iranische Regie-
rung prompt scharf für ihre Ablehnung 
der Hilfe: Sie verletze damit „aufs 
Gröbste ihre Fürsorgepflichten gegen-
über der eigenen Bevölkerung“. Roth 
findet auch eine Erklärung für die Ab-
lehnung: „Offensichtlich sind dieser 
Regierung vermeintliche Fragen der 
‚Ehre‘ wichtiger als rasche und mög-
lichst wirksame Hilfe für die Opfer der 
Katastrophe.“2

Der iranische Innenminister Mosta-
fa Mohammad Nadschar erklärte hin-
gegen, die Regierung bräuchte keine 
Hilfe, da sie alleine mit der Situation 
zurechtkomme. Zudem begründete 
die Regierung in Teheran ihre Ableh-
nung damit, dass das Hilfsangebot aus 

2 	 Claudia Roth, Erdbebenopfer im Iran brauchen 
Hilfe, www.gruene.de, 14.8.2012. 

mehr, was nach der Wahl passiert und 
ob es der Opposition mittelfristig ge-
lingt, die Kräfteverhältnisse im Staat 
wieder zu ihren Gunsten zu verschie-
ben.

Letztlich geht es um nichts weniger 
als um die Zukunft von Chávez „So-
zialismus des 21. Jahrhunderts“. Will 
Chávez seine bolivarianische Revo-
lution retten, muss er Veränderungen 
zulassen: Er muss Macht abgeben, die 
Demokratie stärken und die Abhän-
gigkeit vom Öl verringern. Andern-
falls droht, sollte Chávez tatsächlich 
seiner Krebskrankheit erliegen, das 
Projekt wie ein Kartenhaus in sich zu-
sammenbrechen. Angesichts dieser 

ungewissen Zukunft wird man in der 
regierende Partei bereits nervös; denn 
viele haben etwas zu verlieren. Noch 
besteht die Chance für die dem Projekt 
wohlgesonnene Basis, sich zu organi-
sieren, um den weiteren Transforma-
tionsprozess für die Zeit nach Chávez 
mitzugestalten. Doch Beobachter be-
fürchten bereits, dass die chávistische 
Koalition zerbrechen und sich Teile 
von ihr mit der Opposition verbünden 
könnten.5 Damit aber stünden auch die 
Errungenschaften der letzten 13 Jahre 
endgültig auf dem Spiel.

5 	 Guillermo Almeyra, Venezuela ante las eleccio-
nes, in: „La Jornada“, 2.9.2012.
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